
 

 

S y n o p s e 
 

Änderung der GemHVO Hessen Stand: 14.02.2019 

 

 

 

geltender Text GemHVO Änderungstext Begründung / Anmerkung 

§ 1 

Bestandteile des Haushaltsplans, Anlagen 

… 
 

(3) Der Ergebnishaushalt und der Finanzhaushalt 
sind jeweils in Teilhaushalte (§ 4) zu gliedern. 
 

 

 

 

 

 

 

 

(4) Dem Haushaltsplan sind beizufügen 

1. der Vorbericht, 

2. die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 
mit dem ihr zugrunde liegenden Investitionspro-
gramm; ergeben sich bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans wesentliche Änderungen für die 
folgenden Jahre, so ist sie entsprechend fortzu-
schreiben, 

§ 1 

Bestandteile des Haushaltsplans, Anlagen 

… 
 

(3) Der Ergebnishaushalt und der Finanzhaushalt 
sind jeweils in Teilhaushalte (§ 4) zu gliedern. 
 

(4) Im Ergebnis- und Finanzhaushalt sind die 
Ergebnisse des Haushaltsvorvorjahres, die 
Ansätze des Haushaltsvorjahres, die An-
sätze des Haushaltsjahres, bei einem Dop-
pelhaushalt der beiden Haushaltsjahre, und 
die Planungsdaten der folgenden drei Haus-
haltsjahre, bei einem Doppelhaushalt der 
folgenden zwei Haushaltsjahre, für jedes 
Haushaltsjahr getrennt gegenüberzustellen 

 

(5) Dem Haushaltsplan sind unter Beachtung 
von § 60 beizufügen 

1. der Vorbericht, 

2. das der mittelfristigen Ergebnis- und Finanz-
planung zugrunde liegende Investitionspro-
gramm; 

 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aus Gründen der besseren Über-
sichtlichkeit soll die mittelfristige 
Ergebnis- und Finanzplanung in 
den Ergebnis- und Finanzhaushalt 
integriert werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

3. das Haushaltssicherungskonzept, wenn ein sol-
ches erstellt werden muss,  

 

§ 2 

Ergebnishaushalt 

(4) Sind Jahresfehlbeträge aus Vorjahren nach 
Maßgabe des § 25 auszugleichen, ist dem ge-
planten Jahresergebnis nach Abs. 2 Nr. 5 die 
Summe der vorgetragenen Jahresfehlbeträge 
gegenüberzustellen. 

 
 
 
 
 
 
 

§ 3 

Finanzhaushalt 

 

(1)  Wird die Finanzrechnung nach der direkten 
Methode (§ 47 Abs. 2) geführt, ist im Finanz-
haushalt der geplante Zahlungsmittelfluss wie 
folgt darzustellen: 

 

20.   Einzahlungen aus Investitionszuweisungen 
und -zuschüssen sowie aus Investitionsbeiträ-
gen, 
 

 
 

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
 

 

3. das Haushaltssicherungskonzept, wenn ein sol-
ches nach § 92a HGO erstellt werden muss ….. 

 

§ 2 

Ergebnishaushalt 

(4) Sind Jahresfehlbeträge aus Vorjahren nach 
Maßgabe des § 25 auszugleichen, sind dem 
geplanten ordentlichen Ergebnis nach Abs. 
2 Nr. 3, dem geplanten außerordentlichen 
Ergebnis nach Abs. 2 Nr. 4 und dem geplan-
ten Jahresergebnis nach Abs. 2 Nr. 5 jeweils 
die Summe der vorgetragenen Jahresfehlbe-
träge gegenüberzustellen. 

 
 

§ 3 

Finanzhaushalt 

 

(1)  Im Finanzhaushalt ist der geplante Zah-
lungsmittelfluss wie folgt darzustellen: 

 
 
 

20.   Einzahlungen aus Investitionszuweisungen 
und -zuschüssen sowie aus Investitionsbeiträ-
gen; 
davon zweckgebundene Einzahlungen für 
die ordentliche Tilgung von Investitionskre-
diten, 

 

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Regelungen zum indirekten Fi-
nanzhaushalt sollen aus der 
GemHVO gestrichen werden, da 
die Mehrzahl der hessischen Kom-
munen den Finanzhaushalt nach 
der direkten Methode führen. Für 
die Kommunen besteht aber wei-
terhin die Möglichkeit, den Finanz-
haushalt zusätzlich auch nach der 
indirekten Methode darzustellen.  
 
Mit dem davon-Vermerk soll die 
Beurteilung des Ausgleichs des Fi-
nanzhaushalts erleichtert werden.  
 
 
 
 



 

 

32.   Auszahlungen für die Tilgung von Krediten 
und wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen 
für Investitionen sowie an das Sondervermö-
gen Hessenkasse,  
 

 
 

(2) Wird die Finanzrechnung nach der indirekten 
Methode (§ 47 Abs. 3) geführt, ist im Finanz-
haushalt der geplante Zahlungsmittelfluss wie 
folgt darzustellen: 

…. 
…. 
 
 

15.  abzüglich Auszahlungen aus der Tilgung von 
Krediten und wirtschaftlich vergleichbaren Vor-
gängen sowie an das Sondervermögen Hes-
senkasse;  

 

Für jedes Haushaltsjahr sind dabei auszuweisen 

1. der Saldo aus den Einzahlungen und Auszah-
lungen aus laufender Verwaltungstätigkeit (Nr. 
1 bis 8) als Zahlungsmittelfluss aus laufender 
Verwaltungstätigkeit, 
 

2. der Saldo aus den Einzahlungen und Auszah-
lungen aus Investitionstätigkeit (Nr. 9 bis 13) 
als Zahlungsmittelfluss aus Investitionstätig-
keit, 
 

3. der Saldo aus den Einzahlungen und Auszah-
lungen aus Finanzierungstätigkeit (Nr. 14 und 

32. Auszahlungen für die Tilgung von Krediten und 
wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen für In-
vestitionen sowie an das Sondervermögen Hes-
senkasse; davon Auszahlungen für die or-
dentliche Tilgung von Investitionskrediten, 

 

 

§ 3 Abs. 2 GemHVO – Finanzhaushalt nach der 
indirekten Methode - wird ersatzlos gestri-
chen.  

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
Mit dem davon-Vermerk soll die 
Beurteilung des Ausgleichs des Fi-
nanzhaushalts erleichtert werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

15) als Zahlungsmittelfluss aus Finanzie-
rungstätigkeit, 
 

4. die Summe der Salden nach Nr. 1 bis 3 als ge-
planter Zahlungsmittelüberschuss oder Zah-
lungsmittelbedarf des Haushaltsjahres, 
 

5. die Summe des geplanten Zahlungsmittelüber-
schusses oder Zahlungsmittelbedarfs des 
Haushaltsjahres (Nr. 4) und der geplante Zah-
lungsmittelbestand am Anfang des Haushalts-
jahres als geplanter Endbestand der Zahlungs-
mittel am Ende des Haushaltsjahres. 

 

Der Finanzhaushalt ist durch eine Aufstellung der 
geplanten Einzahlungen und Auszahlungen in der 
Gliederung nach Abs. 1 zu ergänzen. 
 
 

(3)  Die Summe des Zahlungsmittelflusses aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit soll mindestens so 
hoch sein, dass daraus die Auszahlungen zur 
ordentlichen Tilgung von Krediten sowie an das 
Sondervermögen Hessenkasse geleistet wer-
den können. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(2)  Die Summe des Zahlungsmittelflusses aus lau-
fender Verwaltungstätigkeit soll mindestens so 
hoch sein, dass daraus die Auszahlungen zur 
ordentlichen Tilgung von Krediten sowie an das 
Sondervermögen Hessenkasse geleistet wer-
den können, soweit die Auszahlungen zur or-
dentlichen Tilgung nicht durch zweckgebun-
dene Einzahlungen gedeckt sind. 

 

 

(3) Nachrichtlich sind jeweils anzugeben zu § 3 
Abs. 1 Nr. 31 der in den Einzahlungen ent-
haltene Betrag für Umschuldungen, zu § 3 
Abs. 1 Nr. 32 der in den Auszahlungen ent-
haltene Betrag für Umschuldungen, zu § 3 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Inhaltliche Anpassung an § 92 
Abs. 5 Nr. 2 HGO 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
 
 

§ 4 

Teilhaushalte, Budgets 
 

(2) Die Teilergebnishaushalte und Teilfinanzhaus-
halte sind nach vorgegebenen Produktbereichen 
oder nach der örtlichen Organisation produktori-
entiert zu gliedern. Werden die Teilhaushalte 
nach der örtlichen Organisation gegliedert, sind 
die der Organisationseinheit zugewiesenen örtli-
chen Produktgruppen und Produkte darzustel-
len. Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass die 
finanzstatistischen Meldungen in der dafür gel-
tenden Systematik abgegeben werden. Die vor-
gegebenen Produktbereiche können auf meh-
rere Teilhaushalte aufgeteilt werden; sie sind in 
diesem Fall in einer besonderen Übersicht dar-
zustellen. In den Teilhaushalten sollen außer-
dem Leistungsziele und Kennzahlen zur Mes-
sung der Zielerreichung angegeben werden. 

 
 
(3) Jeder Teilergebnishaushalt enthält die auf ihn 

entfallenden Aufwendungen und Erträge nach § 
2 Abs. 1 sowie Kosten und Erlöse aus internen 
Leistungsverrechnungen. Für jeden Teilergeb-
nishaushalt ist ein Teilabschluss nach § 2 Abs. 2 
ergänzt um das Ergebnis der internen Leis-
tungsbeziehungen zu bilden. 

 

 
§ 6 

Vorbericht 

Abs. 1 Nr. 37 der nach § 106 Abs. 1 S. 2 HGO 
vorzuhaltende Bestand an flüssigen Mitteln 
ohne Liquiditätskredite. 

 
§ 4 

Teilhaushalte, Budgets 
 

(2) Die Teilergebnishaushalte und Teilfinanzhaus-
halte sind nach vorgegebenen Produktbereichen 
oder nach der örtlichen Organisation produktorien-
tiert zu gliedern. Werden die Teilhaushalte nach 
der örtlichen Organisation gegliedert, sind die der 
Organisationseinheit zugewiesenen örtlichen Pro-
duktgruppen und Produkte darzustellen. Die Ge-
meinde hat sicherzustellen, dass die finanzstatis-
tischen Meldungen in der dafür geltenden Syste-
matik abgegeben werden. Die vorgegebenen Pro-
duktbereiche können auf mehrere Teilhaushalte 
aufgeteilt werden; sie sind in diesem Fall in einer 
besonderen Übersicht darzustellen. In den Teil-
haushalten sollen nach den örtlichen Steue-
rungsbedürfnissen für die wesentlichen Pro-
dukte Leistungsziele und Kennzahlen zur Mes-
sung der Zielerreichung angegeben werden. 

 
(3) Jeder Teilergebnishaushalt enthält die auf ihn 

entfallenden Aufwendungen und Erträge nach § 
2 Abs. 1 sowie Kosten und Erlöse aus internen 
Leistungsbeziehungen. Für jeden Teilergebnis-
haushalt ist ein Teilabschluss nach § 2 Abs. 2 
ergänzt um das Ergebnis der internen Leis-
tungsbeziehungen zu bilden. 

 
 

§ 6 

Vorbericht 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschränkung der Definition von 
Leistungszielen und Kennzahlen 
auf wesentliche Produkte eines 
Teilhaushalts.  
 
 
 
 
Redaktionelle Anpassung 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

(2) Der Vorbericht enthält einen Ausblick insbeson-
dere auf wesentliche Veränderungen der Rah-
menbedingungen der Planung und die Entwick-
lung wichtiger Planungskomponenten innerhalb 
des Zeitraums der mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 7 

Haushaltsplan für zwei Jahre 

 

(2) Die Fortschreibung der mittelfristigen Ergebnis- 
und Finanzplanung im ersten Haushaltsjahr ist 
der Gemeindevertretung vor Beginn des zweiten 
Haushaltsjahres vorzulegen. 

 
 
 

§ 9 

Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 

 

(2) Der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 
ist ein Investitionsprogramm zugrunde zu legen. 

 
(2) Der Vorbericht enthält einen Ausblick insbeson-

dere auf wesentliche Veränderungen der Rah-
menbedingungen der Planung und die Entwick-
lung wichtiger Planungskomponenten innerhalb 
des Zeitraums der mittelfristigen Ergebnis- und 
Finanzplanung. Im Vorbericht ist darzustellen,   
1. in welcher Höhe die Gemeinde im Haus-
haltsvorjahr Kredite zur Sicherung der Zah-
lungsfähigkeit (Liquiditätskredite) in An-
spruch nimmt, 
2.ob bis zum Jahresende nicht zurückge-
führte Kassenkredite zurückgeführt werden 
sollen 
3. .ob und inwieweit die Verpflichtung nach § 
106 Abs. 1 S. 2 HGO erfüllt werden kann,  
4. in welchem Umfang flüssige Mittel, welche 
für die Inanspruchnahme von Rückstellungen 
notwendig sind, eingesetzt werden sollen.  

 
§ 7 

Haushaltsplan für zwei Jahre 

 
(2) Die Fortschreibung der mittelfristigen Ergebnis- 

und Finanzplanung im ersten Haushaltsjahr ist 
der Gemeindevertretung und der Aufsichtsbe-
hörde vor Beginn des zweiten Haushaltsjahres 
vorzulegen. 

 
 

§ 9 

Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 
 
(2) Der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung 

ist ein Investitionsprogramm zugrunde zu legen. 

 
 
 
 
 
 
Im Hinblick auf die Änderungen in 
§§ 105 und 106 HGO durch das 
HessenkasseG sollen im Vorbe-
richt verpflichtend auf Liquiditäts-
kredite und die Liquiditätsreserve 
eingegangen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

Darin sind die im Planungszeitraum vorgesehe-
nen Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen nach Jahresabschnitten aufzuneh-
men. In jedem Jahresabschnitt sollen die fortzu-
führenden und neuen Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen mit den auf das be-
treffende Jahr entfallenden Teilbeträgen aufge-
führt werden. Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen, deren Investitionssummen 
die von der Gemeinde festgelegten Wertgren-
zen unterschreiten, können zusammengefasst 
werden. Ergeben sich bei der Aufstellung des 
Haushaltsplans wesentliche Änderungen für die 
folgenden Jahre, so ist das Programm entspre-
chend fortzuschreiben. Das Investitionspro-
gramm kann mit den Teilfinanzhaushalten ver-
bunden werden. 

 
(3) Bei der Aufstellung und Fortschreibung der mit-

telfristigen Ergebnis- und Finanzplanung sollen 
die nach § 101 Abs. 2 der Hessischen Gemein-
deordnung bekannt gegebenen Orientierungs-
daten unter Beachtung der örtlichen Gegeben-
heiten berücksichtigt werden. 

 
 

§ 10 

Allgemeine Planungsgrundsätze 

 

(3) In den Teilhaushalten sollen produktorientierte 
Ziele unter Berücksichtigung des einsetzbaren 
Ressourcenaufkommens und des voraussichtli-
chen Ressourcenverbrauchs sowie Kennzahlen 
zur Zielerreichung bestimmt werden. Die Ziele 
und Kennzahlen bilden die Grundlage für die Er-
folgskontrolle und Steuerung der Haushaltswirt-
schaft. 

Darin sind die im Planungszeitraum vorgesehe-
nen Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen nach Jahresabschnitten aufzuneh-
men. In jedem Jahresabschnitt sollen die fortzu-
führenden und neuen Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen mit den auf das be-
treffende Jahr entfallenden Teilbeträgen aufge-
führt werden. Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen, deren Investitionssummen 
die von der Gemeinde festgelegten Wertgrenzen 
unterschreiten, können zusammengefasst wer-
den. Ergeben sich bei der Aufstellung oder 
Fortschreibung wesentliche Änderungen für 
die folgenden Jahre, sind diese zu erläutern. 
Das Investitionsprogramm kann mit den Teilfi-
nanzhaushalten verbunden werden. 

 
 
(3) Bei Aufstellung oder Fortschreibung der mit-

telfristigen Ergebnis- und Finanzplanung sollen 
die nach § 101 Abs. 2 der Hessischen Gemein-
deordnung bekannt gegebenen Orientierungs-
daten unter Beachtung der örtlichen Gegeben-
heiten berücksichtigt werden. 

 
 

§ 10 

Allgemeine Planungsgrundsätze 

 

(3) In den Teilhaushalten sollen produktorientierte 
Ziele unter Berücksichtigung des einsetzbaren 
Ressourcenaufkommens und des voraussichtli-
chen Ressourcenverbrauchs sowie Kennzahlen 
zur Zielerreichung bestimmt werden. Die Ziele 
und Kennzahlen nach § 4 Abs. 2 bilden die 
Grundlage für die Erfolgskontrolle und Steu-
erung der Haushaltswirtschaft und sind in 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
 
 

§ 22 
Liquiditätssicherung. 

 

(1) Die flüssigen Mittel müssen für ihren Zweck 
rechtzeitig verfügbar sein. Solange sie nicht für 
Auszahlungen benötigt werden, sind sie sicher 
und Ertrag bringend anzulegen. 

 
 
 
 
 

§ 24 
Haushaltsausgleich 

 

(1) Übersteigt der Gesamtbetrag der ordentlichen 
Erträge und der Zins- und sonstigen Finanzer-
träge den Gesamtbetrag der ordentlichen Auf-
wendungen und der Zins- und sonstigen Finanz-
aufwendungen, ist der Unterschiedsbetrag im 
Haushaltsplan als Überschuss auszuweisen und 
bei der Aufstellung des Jahresabschlusses der 
aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnis-
ses des Ergebnishaushalts gebildeten Rücklage 
zuzuführen, soweit er nicht zum Ausgleich des 
außerordentlichen Ergebnisses des Haushalts-
jahres benötigt wird.  

 
(2) Übersteigt der Gesamtbetrag der ordentlichen 

Aufwendungen und der Zins- und sonstigen Fi-
nanzaufwendungen den Gesamtbetrag der or-
dentlichen Erträge und der Zins- und sonstigen 
Finanzerträge, darf der Unterschiedsbetrag im 

die Berichterstattung nach § 28 GemHVO 
einzubeziehen. 

 
 

§ 22 
Liquiditätssicherung 

 

(1) Flüssige Mittel, welche die Liquiditätsre-
serve nach § 106 Abs. 1 S. 2 HGO überstei-
gen, müssen für ihren Zweck rechtzeitig ver-
fügbar sein. Soweit flüssige Mittel absehbar 
nicht für Auszahlungen benötigt werden, 
sind sie sicher und Ertrag bringend anzule-
gen. 

 
 

§ 24 
Ausgleich des Ergebnishaushalts und der Er-

gebnisrechnung 
 

 Der Ergebnishaushalt und die Ergebnisrech-
nung sind im ordentlichen Ergebnis unter Be-
rücksichtigung von vorgetragenen Jahresfehl-
beträgen ausgeglichen, wenn 

1.der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge 
und der Zins- und sonstigen Finanzerträge 
mindestens ebenso hoch ist wie der Gesamt-
betrag der ordentlichen Aufwendungen und 
der Zins- und sonstigen Finanzaufwendungen 
oder 

2. im ordentlichen Ergebnis der Fehlbedarf und 
der Fehlbetrag durch die Inanspruchnahme  
von Mitteln der Rücklagen ausgeglichen wer-
den können.  
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

Haushaltsplan als Fehlbedarf und bei der Auf-
stellung des Jahresabschlusses als Fehlbetrag 
ausgewiesen werden, sofern bei den Aufwen-
dungen alle Einsparungsmöglichkeiten genutzt 
und alle Ertragsmöglichkeiten ausgeschöpft 
worden sind. Wenn diese Voraussetzungen er-
füllt sind, darf bei der Aufstellung des Jahresab-
schlusses vor dem Abschluss der Bücher der 
Fehlbetrag mit Mitteln aus der aus Überschüs-
sen des ordentlichen Ergebnisses des Ergebnis-
haushalts gebildeten Rücklage ausgeglichen 
werden.  

(3) Ist ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses 
nach Abs. 2 nicht möglich, dürfen Mittel aus 
dem außerordentlichen Ergebnis des Ergebnis-
haushalts und der aus Überschüssen des au-
ßerordentlichen Ergebnisses der Vorjahre gebil-
deten Rücklage bei der Aufstellung des Jahres-
abschlusses zum Ausgleich verwendet werden, 
soweit diese Mittel nicht für die Finanzierung 
von unabweisbaren Investitionen oder zur vor-
dringlichen außerordentlichen Tilgung von Kre-
diten benötigt werden.  
 

(4) Ist ein Ausgleich des Ergebnishaushalts nach 
Abs. 2 nicht möglich, ist ein Haushaltssiche-
rungskonzept aufzustellen (§ 92 Abs. 5 der Hes-
sischen Gemeindeordnung). Im Haushaltssiche-
rungskonzept sind die Ursachen für den nicht 
ausgeglichenen Ergebnishaushalt zu beschrei-
ben. Es muss verbindliche Festlegungen enthal-
ten über das Konsolidierungsziel, die dafür not-
wendigen Maßnahmen und den angestrebten 
Zeitraum, in dem der Ausgleich des Ergebnis-
haushalts erreicht werden soll.  

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=92
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=HESGO&p=92&x=5


 

 

§ 25  
Ausgleich von Fehlbeträgen des Jahresabschlus-

ses 
 
(1) Ein Jahresfehlbetrag beim ordentlichen Ergeb-

nis soll unverzüglich durch Überschüsse des or-
dentlichen Ergebnisses folgender Haushalts-
jahre ausgeglichen werden.  
 

(2) Ist ein Ausgleich nach Abs. 1 nicht oder nur teil-
weise möglich, darf der verbleibende Fehlbetrag 
aus Überschüssen des außerordentlichen Er-
gebnisses folgender Haushaltsjahre ausgegli-
chen werden, soweit diese Mittel nicht für die Fi-
nanzierung von unabweisbaren Investitionen o-
der zur vordringlichen außerordentlichen Tilgung 
von Krediten benötigt werden.  
 

(3) Ist ein Ausgleich nach Abs. 1 und 2 nicht oder 
nur zum Teil möglich, so ist der Fehlbetrag auf 
neue Rechnung vorzutragen.  
 

(4) Ein Fehlbetrag beim außerordentlichen Ergeb-
nis soll innerhalb von fünf Jahren ausgeglichen 
werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 25 
Behandlung von Jahresüberschüssen und von 

Jahresfehlbeträgen  
 
(1) Ein in der Ergebnisrechnung ausgewiesener 
Jahresüberschuss im ordentlichen Ergebnis ist 
in folgender Reihenfolge zu verwenden: 
1. Abdeckung von Jahresfehlbeträgen im 

ordentlichen Ergebnis der Haushaltsvor-
jahre,  

 
2. Zuführung zu der aus Überschüssen des 
ordentlichen Ergebnisses gebildeten Rücklage. 
 
(2) Ein in der Ergebnisrechnung ausgewiesener 
Jahresfehlbetrag im ordentlichen Ergebnis ist 
in folgender Reihenfolge zu behandeln: 
1.  Ausweis als Fehlbetrag bei der Aufstel-

lung des Jahresabschlusses; der Fehlbe-
trag darf vor dem Abschluss der Bücher 
mit Mitteln aus der aus Überschüssen 
des ordentlichen Ergebnisses gebildeten 
Rücklage ausgeglichen werden,   

2. Vortrag auf neue Rechnung.  
 
Ist ein Ausgleich nach Nr. 1 nicht oder nur zum 
Teil möglich, soll ein Jahresfehlbetrag beim or-
dentlichen Ergebnis unverzüglich durch Über-
schüsse des ordentlichen Ergebnisses folgen-
der Haushaltsjahre ausgeglichen werden. 
 
(3) Ein in der Ergebnisrechnung ausgewiesener 
Jahresüberschuss im außerordentlichen Ergeb-
nis ist in folgender Reihenfolge zu verwenden: 
1. Abdeckung von Jahresfehlbeträgen im 

außerordentlichen Ergebnis der Haus-
haltsvorjahre,  

 
 
 
 
In § 25 sollen die Vorschriften zur 
Behandlung von Überschüssen 
und Fehlbeträgen in der Ergebnis-
rechnung zusammengefasst wer-
den.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Überschuss im außerordentli-
chen Ergebnis soll nicht mehr zur 
Abdeckung von Fehlbeträgen im 
ordentlichen Ergebnis eingesetzt 
werden können.  
 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 28  
Berichtspflicht 

 

2.  Zuführung zu der aus Überschüssen des 
außerordentlichen Ergebnisses gebilde-
ten Rücklage. 

 
(4) Ein in der Ergebnisrechnung ausgewiesener 
Jahresfehlbetrag im außerordentlichen Ergeb-
nis ist in folgender Reihenfolge zu behandeln: 
1.  Entnahme aus der aus Überschüssen 

des außerordentlichen Ergebnisses ge-
bildeten Rücklage, 

2.  Vortrag auf neue Rechnung. 
 
Ein vorgetragener Fehlbetrag auf neue Rech-
nung soll innerhalb von fünf Jahren ausgegli-
chen werden. Abweichend davon können Ver-
luste aus der unentgeltlichen Übertragung des 
wirtschaftlichen Eigentums von Vermögensge-
genständen des Anlagevermögens an juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts bei der 
Aufstellung des Jahresabschlusses mit dem Ei-
genkapital verrechnet werden. Die Verrechnun-
gen sind im Anhang zu erläutern. 
 
(5) Steht für den Ausgleich von Fehlbeträgen 
kein Eigenkapital zur Verfügung, ist die Ge-
meinde im Sinne von § 92 Abs. 7 HGO überschul-
det. In diesem Fall ist in der Vermögensrech-
nung (Bilanz) auf der Aktivseite der Posten 
„Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag“ 
auszuweisen. 
 
 

§ 28  
Berichtspflicht 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verluste aus der unentgeltlichen 
Übertragung von Vermögensge-
genständen sollen außerhalb der 
Ergebnisrechnung unmittelbar mit 
dem Eigenkapital verrechnet wer-
den können.  
 
 
Im Hinblick auf § 92 Abs. 7 HGO 
soll definiert werden, wann eine 
Kommune überschuldet ist.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

(1) Die Gemeindevertretung ist mehrmals jährlich 
über den Stand des Haushaltsvollzugs zu unter-
richten. Die sich aus dem Finanzstatusbericht erge-
bende Bewertung der Gemeinde ist in die Berichts-
pflicht einzubeziehen. 
 
 
 
(2) Die Gemeindevertretung ist unverzüglich zu un-
terrichten, wenn sich abzeichnet, dass 

1. sich das geplante Ergebnis des Ergebnishaus-
halts oder des Finanzhaushalts wesentlich ver-
schlechtert, 

2. sich die Gesamtauszahlungen einer Maß-
nahme des Finanzhaushalts wesentlich erhö-
hen werden. 

 
 
 
 
 
 
 

§ 30 

Stundung, Niederschlagung und Erlass 

 

(2) Ansprüche dürfen niedergeschlagen werden, 
wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Er-
folg haben wird, oder wenn die Kosten der Ein-
ziehung außer Verhältnis zur Höhe des An-
spruchs stehen. 

 

§ 36 
Inventurvereinfachungen 

(1) Die Gemeindevertretung ist mehrmals jährlich 
über den Stand des Haushaltsvollzugs unter Ein-
beziehung von produktorientierten Zielen und 
Kennzahlen zu unterrichten. Die sich aus dem Fi-
nanzstatusbericht ergebende Bewertung der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit der Gemeinde ist in die 
Berichtspflicht einzubeziehen. 
 
(2) Die Gemeindevertretung ist unverzüglich zu un-
terrichten, wenn sich abzeichnet, dass 

1. sich das geplante Ergebnis des Ergebnishaus-
halts oder des Finanzhaushalts wesentlich ver-
schlechtert, 

2. sich die Gesamtauszahlungen einer Maß-
nahme des Finanzhaushalts wesentlich erhö-
hen werden oder 

3.  die Gemeinde die Liquiditätskredite nicht bis 
zum Ende des Haushaltsjahres zurückführen 
kann (§ 105 Abs. 1 S. 3 HGO).  

 

(3) Die Berichte sind zeitgleich der Aufsichtsbe-
hörde vorzulegen. 

 
§ 30 

Stundung, Niederschlagung und Erlass 

 

(2) Ansprüche dürfen niedergeschlagen werden, 
wenn zu erwarten ist, dass die Einziehung kei-
nen Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten 
der Einziehung außer Verhältnis zur Höhe des 
Anspruchs stehen. 

 
 

§ 36 
Inventurvereinfachungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung der Voraussetzungen 
für eine Niederschlagung an § 261 
AO 
 
 
 
 
 
 



 

 

 

(4) Auf eine Erfassung der abnutzbaren, bewegli-
chen Vermögensgegenstände des Anlagevermö-
gens, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten 
im Einzelnen wertmäßig den Betrag von 410 Euro 
ohne Umsatzsteuer nicht überschreiten, kann ver-
zichtet werden. 
 
 

§ 37 
Aufbewahrung von Unterlagen, Aufbewahrungsfris-

ten 
 

(3) Nach Ablauf von drei Jahren seit Beginn der 
Aufbewahrungsfrist können die Bücher, Inventare 
und Belege auf Bild- oder Datenträgern aufbewahrt 
werden, wenn sichergestellt ist, dass der Inhalt der 
Bild- oder Datenträger mit den Originalen überein-
stimmt und jederzeit lesbar gemacht werden kann. 
Die Bild- oder Datenträger sind nach Abs. 1 und 2 
anstelle der Originale aufzubewahren. Der Bürger-
meister kann zulassen, dass der Inhalt von Bü-
chern und Belegen vor Ablauf der in Satz 1 ge-
nannten Frist auf Bild- oder Datenträger übernom-
men wird, wenn sichergestellt ist, dass die Daten 
innerhalb der Frist jederzeit in ausgedruckter Form 
lesbar gemacht werden können. Bei Betrieben ge-
werblicher Art ist § 147 der Abgabenordnung zu 
beachten. 
 
 

§ 41 
Wertansätze der Vermögensgegenstände und 

Schulden 
 

(5) Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten ei-
nes abnutzbaren beweglichen Vermögensge-
genstandes, der einer selbständigen Nutzung 

 

(4) Auf eine Erfassung der abnutzbaren, bewegli-
chen Vermögensgegenstände des Anlagevermö-
gens, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten 
im Einzelnen wertmäßig den Betrag von 800 Euro 
ohne Umsatzsteuer nicht überschreiten, kann ver-
zichtet werden. 
 
 

§ 37 
Aufbewahrung von Unterlagen, Aufbewahrungsfris-

ten 
 

(3) Belege können nach Eingang bei der Ge-
meinde, Bücher und Inventare nach Ablauf 
von drei Jahren seit Beginn der Aufbewah-
rungsfrist, auf Bild- oder Datenträgern aufbe-
wahrt werden, wenn sichergestellt ist, dass der 
Inhalt der Bild- oder Datenträger mit den Origi-
nalen übereinstimmt und jederzeit lesbar ge-
macht werden kann. Die Bild- oder Datenträger 
sind nach Abs. 1 und 2 anstelle der Originale 
aufzubewahren. Der Bürgermeister kann zulas-
sen, dass der Inhalt von Büchern vor Ablauf der 
in Satz 1 genannten Frist auf Bild- oder Daten-
träger übernommen wird, wenn sichergestellt ist, 
dass die Daten innerhalb der Frist jederzeit in 
ausgedruckter Form lesbar gemacht werden 
können. Bei Betrieben gewerblicher Art ist § 147 
der Abgabenordnung zu beachten. 

 

§ 41 
Wertansätze der Vermögensgegenstände und 

Schulden 
 

(5) Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten ei-
nes abnutzbaren beweglichen Vermögensge-

 
 
 
 
Anpassung an die steuerrechtliche 
Wertgrenze für GWG 
 
 
 
 
 
 
Den Kommunen soll es aus prakti-
schen Gründen und im Vorfeld der 
Einführung der E-Rechnung er-
möglicht werden, Belege kurzfristig 
nach Eingang nur noch in elektro-
nischer Form vorzuhalten  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=AO&p=147&verdatabref=20161231&verdatbisref=20241231


 

 

fähig ist, können im Haushaltsjahr der Anschaf-
fung oder Herstellung in voller Höhe als Auf-
wand behandelt werden, wenn die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, vermindert um 
einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag, für 
den einzelnen Vermögensgegenstand 410 Euro 
nicht übersteigen. Davon abweichend kann für 
solche Vermögensgegenstände im Haushalts-
jahr der Anschaffung oder Herstellung ein Sam-
melposten gebildet werden, wenn die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, vermindert um 
einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag, für 
den einzelnen Vermögensgegenstand 150 Euro, 
aber nicht 1000 Euro übersteigen. Der Sammel-
posten ist im Haushaltsjahr seiner Bildung und 
den folgenden vier Haushaltsjahren mit jeweils 
einem Fünftel ergebniswirksam aufzulösen. 
Scheidet ein solcher Vermögensgegenstand aus 
dem Anlagevermögen aus, wird der Sammel-
posten nicht vermindert. Die Sätze 1 bis 3 sind 
für alle in einem Haushaltsjahr angeschafften o-
der hergestellten Vermögensgegenstände ein-
heitlich anzuwenden. 

 
 
 
 
 

(7) Übersteigen in einem Haushaltsjahr die Benut-
zungsgebühren, die von der Gemeinde für die 
Benutzung einer ihrer öffentlichen Einrichtungen 
nach § 10 des Gesetzes über kommunale Abga-
ben vom 17. März 1970 (GVBl. I S. 225), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2015 
(GVBl. I S. 618), erhoben werden, die Kosten 
dieser Einrichtung, ist der Unterschiedsbetrag in 
der Schlussbilanz dieses Haushaltsjahres auf 

genstandes, der einer selbständigen Nutzung fä-
hig ist, können im Haushaltsjahr der Anschaf-
fung oder Herstellung in voller Höhe als Auf-
wand behandelt werden, wenn die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, vermindert um 
einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag, für den 
einzelnen Vermögensgegenstand 800 Euro 
nicht übersteigen. Davon abweichend kann für 
solche Vermögensgegenstände im Haushalts-
jahr der Anschaffung oder Herstellung ein Sam-
melposten gebildet werden, wenn die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten, vermindert um 
einen darin enthaltenen Vorsteuerbetrag, für den 
einzelnen Vermögensgegenstand 250 Euro, 
aber nicht 1000 Euro übersteigen. Der Sammel-
posten ist im Haushaltsjahr seiner Bildung und 
den folgenden vier Haushaltsjahren mit jeweils 
einem Fünftel ergebniswirksam aufzulösen. 
Scheidet ein solcher Vermögensgegenstand aus 
dem Anlagevermögen aus, wird der Sammel-
posten nicht vermindert. Die Sätze 1 bis 3 sind 
für alle in einem Haushaltsjahr angeschafften o-
der hergestellten Vermögensgegenstände ein-
heitlich anzuwenden. 

 
 
 
 

(7) Übersteigen in einem Haushaltsjahr die Benut-
zungsgebühren, die von der Gemeinde für die 
Benutzung einer ihrer öffentlichen Einrichtungen 
nach § 10 des Gesetzes über kommunale Abga-
ben vom 17. März 1970 (GVBl. I S. 225), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 28. Mai 2018 
(GVBl. I S. 247), erhoben werden, die Kosten 
dieser Einrichtung, ist der Unterschiedsbetrag in 
der Schlussbilanz dieses Haushaltsjahres auf 

 
 
 
 
 
 
Anpassung an die steuerrechtliche 
Wertgrenze für GWG 
 
 
 
 
 
Anpassung an die untere Wert-
grenze zur Bildung eines Sammel-
postens im Steuerrecht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

der Passivseite als Sonderposten für den Ge-
bührenausgleich anzusetzen. 

 

(8) Übersteigen in einem Haushaltsjahr die Erträge 
der nach § 50 Abs. 3 des Finanzausgleichsge-
setzes, zu erhebenden Umlage die Aufwendun-
gen, zu deren Ausgleich die Umlage zu erheben 
ist, ist der Unterschiedsbetrag in der Schlussbi-
lanz dieses Haushaltsjahres auf der Passivseite 
als Sonderposten für die Rückzahlung von Um-
lagen anzusetzen. Der Sonderposten ist im fol-
genden Haushaltsjahr ertragswirksam aufzulö-
sen. 

 
 

§ 46 
Ergebnisrechnung, Planvergleich 

 

(3) Zur Ermittlung des Jahresergebnisses der Er-
gebnisrechnung sind die Gesamterträge und 
Gesamtaufwendungen gegenüberzustellen. Ein 
Überschuss beim ordentlichen Ergebnis ist der 
Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen 
Ergebnisses, ein Überschuss beim außeror-
dentlichen Ergebnis ist der Rücklage aus Über-
schüssen des außerordentlichen Ergebnisses 
zuzuführen. 

 
 

§ 47 
Finanzrechnung, Planvergleich 

 

(1) Die Finanzrechnung kann nach der direkten 
Methode, bei der das Finanzrechnungskonto pri-
mär bebucht und das entsprechende Konto der 
Ergebnisrechnung mitbebucht wird, oder nach 
der indirekten Methode, bei der der Zahlungs-

der Passivseite als Sonderposten für den Ge-
bührenausgleich anzusetzen. 

 

(8) Übersteigen in einem Haushaltsjahr die tat-
sächlichen Erträge der nach § 50 Abs. 3 des Fi-
nanzausgleichsgesetzes, zu erhebenden Um-
lage die tatsächlichen Aufwendungen, zu deren 
Ausgleich die Umlage zu erheben ist, ist der Un-
terschiedsbetrag in der Schlussbilanz dieses 
Haushaltsjahres auf der Passivseite als Sonder-
posten für die Rückzahlung von Umlagen anzu-
setzen. Der Sonderposten ist im folgenden 
Haushaltsjahr ertragswirksam aufzulösen. 

 
 

§ 46 
Ergebnisrechnung, Planvergleich 

 

(3) Zur Ermittlung des Jahresergebnisses der Er-
gebnisrechnung sind die Gesamterträge und 
Gesamtaufwendungen gegenüberzustellen.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 47 
Finanzrechnung, Planvergleich 

 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Regelungen zur Ergebnisver-
wendung finden sich neu in § 25 
GemHVO 
 
 
 
 
 
 
 
Neben den Vorschriften zum indi-
rekten Finanzhaushalt sollen kon-
sequenterweise auch die Regelun-
gen zur indirekten Finanzrechnung 
gestrichen werden.  
 



 

 

mittelfluss aus den Konten der Ergebnisrech-
nung und den Bilanzkonten entwickelt wird, ge-
führt werden. 

 
(2) Wird die Finanzrechnung nach der direkten Me-

thode geführt, sind die im Haushaltsjahr einge-
gangenen haushaltswirksamen Einzahlungen 
und geleisteten haushaltswirksamen Auszahlun-
gen sowie die haushaltsunwirksamen Einzah-
lungen und haushaltsunwirksamen Auszahlun-
gen (§ 15) mindestens wie folgt auszuweisen: 

 

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
 

20.Einzahlungen aus Investitionszuweisungen und 
-zuschüssen sowie aus Investitionsbeiträgen, 

 
 
 
 
 

Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 

32. Auszahlungen für die Tilgung von Krediten und 
wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen für In-
vestitionen sowie an das Sondervermögen 
Hessenkasse;, 
 

 

haushaltsunwirksame Zahlungsvorgänge 

35. haushaltsunwirksame Einzahlungen (insbe-
sondere fremde Zahlungsmittel, Rückzahlung 
von angelegten Kassenmitteln, Aufnahme von 

 
 
 
(1) In der Finanzrechnung sind die im Haus-
haltsjahr eingegangenen haushaltswirksamen 
Einzahlungen und geleisteten haushaltswirksa-
men Auszahlungen sowie die haushaltsunwirk-
samen Einzahlungen und haushaltsunwirksa-
men Auszahlungen (§ 15) mindestens wie folgt 
auszuweisen: 
 
 

Einzahlungen aus Investitionstätigkeit 
 

20.Einzahlungen aus Investitionszuweisungen und 
-zuschüssen sowie aus Investitionsbeiträgen; 
davon zweckgebundene Einzahlungen für 
die ordentliche Tilgung von Investitionskre-
diten, 

 
 

Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 
 
32.Auszahlungen für die Tilgung von Krediten und 

wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen für In-
vestitionen sowie an das Sondervermögen Hes-
senkasse; 
davon Auszahlungen für die ordentliche Til-
gung von Investitionskrediten, 

 

haushaltsunwirksame Zahlungsvorgänge 

35. haushaltsunwirksame Einzahlungen (insbeson-
dere fremde Zahlungsmittel, Rückzahlung von 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dem davon-Vermerk soll die 
Beurteilung des Ausgleichs der Fi-
nanzrechnung erleichtert werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit dem davon-Vermerk soll die 
Beurteilung des Ausgleichs der Fi-
nanzrechnung erleichtert werden.  
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Kassenkrediten), 
 

36. haushaltsunwirksame Auszahlungen (insbe-
sondere fremde Zahlungsmittel, Anlegung von 
Kassenmitteln, Rückzahlung von Kassenkredi-
ten), 
 

 

(3) Wird die Finanzrechnung nach der indirekten 
Methode geführt, ist der Zahlungsmittelfluss wie 
folgt darzustellen: 

aus laufender Verwaltungstätigkeit 

1. Jahresergebnis der Ergebnisrechnung, 
 

2. zuzüglich der Abschreibungen und abzüglich 
der Zuschreibungen auf Vermögensgegen-
stände des Anlagevermögens, 
 

3. abzüglich der Erträge aus der Auflösung von 
Sonderposten für erhaltene Investitionszuwei-
sungen und –zuschüssen, 
 

4. zuzüglich der Zunahme und abzüglich der Ab-
nahme von Rückstellungen, 
 

5. abzüglich der Erträge und zuzüglich der Auf-
wendungen aus dem Abgang von Vermögens-
gegenständen des Anlagevermögens, 
 

6. zuzüglich der sonstigen nicht zahlungswirksa-
men Aufwendungen und abzüglich der sonsti-

angelegten Kassenmitteln, Aufnahme von Li-
quiditätskrediten), 
 

36. haushaltsunwirksame Auszahlungen (insbeson-
dere fremde Zahlungsmittel, Anlegung von Kas-
senmitteln, Rückzahlung von Liquiditätskrediten 
Kassenkrediten), 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

gen nicht zahlungswirksamen Erträge (ein-
schließlich sonstiger außerordentlicher Erträge 
und Aufwendungen), 
 

7. abzüglich der Zunahme und zuzüglich der Ab-
nahme der Vorräte, der Forderungen aus Lie-
ferungen und Leistungen sowie anderer Ak-
tiva, die nicht der Investitions- oder Finanzie-
rungstätigkeit zuzuordnen sind, 
 

8. zuzüglich der Zunahme und abzüglich der Ab-
nahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen sowie anderer Passiva, die 
nicht der Investitions- oder Finanzierungstätig-
keit zuzuordnen sind, 
 

aus Investitionstätigkeit 
 

9. Einzahlungen aus Investitionszuweisungen 
und –zuschüssen sowie aus Investitionsbeiträ-
gen; 
davon zweckgebundene Einzahlungen für die 
ordentliche Tilgung von Investitionskrediten, 
 

10. zuzüglich Einzahlungen aus Abgängen von 
Vermögensgegenständen des Sachanlagever-
mögens und des immateriellen Anlagevermö-
gens, 
 

11. abzüglich Auszahlungen für Investitionen in 
das Sachanlagevermögen und immaterielle 
Anlagevermögen, 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

12. zuzüglich Einzahlungen aus Abgängen von 
Vermögensgegenständen des Finanzanlage-
vermögens, 
 

13. abzüglich Auszahlungen für Investitionen in 
das Finanzanlagevermögen, 
 

aus Finanzierungstätigkeit 
 

14. Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten 
und wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen, 
 

15. abzüglich Auszahlungen aus der Tilgung von 
Krediten und wirtschaftlich vergleichbaren Vor-
gängen sowie an das Sondervermögen Hes-
senkasse; 
davon Auszahlungen für die ordentliche Til-
gung von Investitionskrediten, 
 

aus haushaltsunwirksamen Vorgängen 
 

16. Einzahlungen (insbesondere fremde Zahlungs-
mittel, Rückzahlung von angelegten Kassen-
mitteln, Aufnahme von Liquiditätskrediten Kas-
senkrediten) 
 

17. Auszahlungen (insbesondere fremde Zah-
lungsmittel, Anlegung von Kassenmitteln, 
Rückzahlung von Liquiditätskrediten Kassenk-
rediten) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

Für jedes Haushaltsjahr sind dabei auszuweisen 

1. der Saldo aus den Einzahlungen und Auszah-
lungen aus laufender Verwaltungstätigkeit (Nr. 
1 bis 8) als Zahlungsmittelfluss aus laufender 
Verwaltungstätigkeit, 
 

2. der Saldo aus den Einzahlungen und Auszah-
lungen aus Investitionstätigkeit (Nr. 9 bis 13) 
als Zahlungsmittelfluss aus Investitionstätig-
keit, 
 

3. der Saldo aus den Einzahlungen und Auszah-
lungen aus Finanzierungstätigkeit (Nr. 14 und 
15) als Zahlungsmittelfluss aus Finanzie-
rungstätigkeit, 
 

4. der Saldo aus den Einzahlungen und Auszah-
lungen aus haushaltsunwirksamen Vorgängen 
(Nr. 16 und 17), 

5. die Summe der Salden nach Nr. 1 bis 4 als 
Zahlungsmittelüberschuss oder Zahlungsmit-
telbedarf des Haushaltsjahres, 
 

6. die Summe des Zahlungsmittelüberschusses 
oder Zahlungsmittelbedarfs des Haushaltsjah-
res (Nr. 5) und der Zahlungsmittelbestand am 
Anfang des Haushaltsjahres als Endbestand 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

der Zahlungsmittel am Ende des Haushaltsjah-
res. 
 

In einer Anlage zur Finanzrechnung sind die Ein-
zahlungen und Auszahlungen zusätzlich in der 
Gliederung nach Abs. 2 anzugeben. 

 
 
(4) Den Posten der Finanzrechnung sind die fortge-

schriebenen Planansätze des Finanzhaushalts 
gegenüberzustellen und die Planabweichungen 
darzustellen. 

 
 

§ 54 
Kapitalflussrechnung 

 
(1) Auf die Kapitalflussrechnung findet der Deut-
sche Rechnungslegungsstandard Nr. 21 (DRS 21) 
- Kapitalflussrechnung - vom 4. Februar 2014 
(BAnz AT 8. April 2014 B2 in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechende Anwendung. 
 

 
 
 
 

§ 55 
Konsolidierungsbericht und Angaben zum nicht 

konsolidierten Beteiligungsbesitz 
 

(1) In dem Bericht über den zusammengefassten 
Jahresabschluss sind darzustellen: 
 

1. ein Gesamtüberblick, bestehend aus 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Den Posten der Finanzrechnung sind die fortge-

schriebenen Planansätze des Finanzhaushalts 
gegenüberzustellen und die Planabweichungen 
darzustellen. 

 
 

§ 54 
Kapitalflussrechnung 

 
(1) Auf die Kapitalflussrechnung findet der Deut-
sche Rechnungslegungsstandard Nr. 21 (DRS 21) 
- Kapitalflussrechnung - vom 4. Februar 2014 
(BAnz AT 8. April 2014 B2), zuletzt geändert 
durch Artikel 11 Deutscher Rechnungslegungs 
Änderungsstandard Nr. 6 vom 21. Juni 2016 
(BAnz AT 21.06.2016 B1), in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechende Anwendung. 

 
 

§ 55 
Konsolidierungsbericht und Angaben zum nicht 

konsolidierten Beteiligungsbesitz 
 

(1) In dem Bericht über den zusammengefassten 
Jahresabschluss sind darzustellen: 
 

1. ein Gesamtüberblick, bestehend aus 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Redaktionelle Anpassung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

a) einer Darstellung der wirtschaftlichen 
und finanziellen Lage der Gemeinde, 
so dass ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Gesamtbild 
unter dem Gesichtspunkt der stetigen 
Erfüllung der Aufgaben vermittelt wird, 

b) Angaben über den Stand der Erfül-
lung des öffentlichen Zwecks der Or-
ganisationseinheiten und Vermögens-
massen, deren Jahresabschlüsse mit 
dem der Gemeinde zusammengefasst 
worden sind, 

c) einer Bewertung des zusammengefassten Jah-
resabschlusses unter dem Gesichtspunkt der dau-
ernden Leistungsfähigkeit, 

 
 

§ 58 
Begriffsbestimmungen 

 

Bei der Anwendung dieser Verordnung sind die 
nachfolgenden Begriffe zugrunde zu legen: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

20. Kredite 
das unter der Verpflichtung zur Rückzahlung 
von Dritten oder von Sondervermögen mit 

a) einer Darstellung der wirtschaftlichen 
und finanziellen Lage der Gemeinde, 
so dass ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Gesamtbild 
unter dem Gesichtspunkt der stetigen 
Erfüllung der Aufgaben vermittelt wird, 

b) einer Bewertung des zusammenge-
fassten Jahresabschlusses unter dem 
Gesichtspunkt der dauernden Leis-
tungsfähigkeit, 
 
 
 
 

 
 
 

§ 58 
Begriffsbestimmungen 

 

Bei der Anwendung dieser Verordnung sind die 
nachfolgenden Begriffe zugrunde zu legen: 
 
4. Anlagevermögen 

Vermögensgegenstände, die dazu bestimmt 
sind, dauernd der Aufgabenerfüllung/dem 
Geschäftsbetrieb /Erläuterungen VKR zu 
dienen und nicht Rechnungsabgrenzungs-
posten sind (immaterielle Vermögensge-
genstände, Sachanlagen, Finanzanlagen), 
 

 

21. Kredite 
das unter der Verpflichtung zur Rückzah-
lung von Dritten oder von Sondervermögen 

 
 
 
 
 
 
 
Zur Vermeidung einer Redundanz 
zwischen Beteiligungsbericht und 
Gesamtabschluss soll § 55 Abs. 1 
Nr. 1 b gestrichen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Neben dem Umlaufvermögen (§ 
58 Nr. 34 soll auch das Anlagever-
mögen in die Begriffsbestimmun-
gen aufgenommen werden 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

Sonderrechnung aufgenommene Kapital mit 
Ausnahme der Kassenkredite 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

33. Überschuldung 
liegt vor, wenn die Summe der Verbindlichkei-
ten größer ist als die Summe des Eigenkapitals 
und des Vermögens, 

 
 

§ 60 

Muster 

 

Die dieser Verordnung beigefügten Muster 

1 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 
Haushaltssatzung, 

2 Nachtragshaushaltssatzung und Bekanntma-

chung der Nachtragshaushaltssatzung, 

mit Sonderrechnung aufgenommene Kapi-
tal, insbesondere Kredite für die Finanzie-
rung von Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen (Investitionskredite), 
mit Ausnahme der Liquiditätskredite, 

 
 

33. Tilgung von Krediten  
a) Ordentliche Tilgung 

im Haushaltsjahr zurückzuzahlende Be-

träge bis zu der in den Rückzahlungs-

bedingungen festgelegten Mindest-

höhe, 

 

b) Außerordentliche Tilgung 
die über die ordentliche Tilgung hinaus-
gehende Rückzahlung einschließlich 
Umschuldung, 

 

35. Überschuldung 
liegt vor, wenn das Eigenkapital negativ ist  

 
 
 
 

§ 60 

Muster 

 

Die dieser Verordnung beigefügten Muster 

1 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 
Haushaltssatzung, 

2 Nachtragshaushaltssatzung und Bekanntma-

chung der Nachtragshaushaltssatzung, 

 
 
 
 
 
 
 
Im Hinblick auf die Vorschriften 
zum Ausgleich des Finanzhaus-
halts bedarf die ordentliche Tilgung 
einer rechtlichen Präzisierung 
 
 
 
 
Abgrenzung der außerordentlichen 
zur ordentlichen Tilgung 
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3 Übersicht über die aus Verpflichtungser-

mächtigungen voraussichtlich fällig werden-

den Auszahlungen, 

4 Übersicht über den voraussichtlichen Stand 

der Verbindlichkeiten, 

5 Übersicht über den voraussichtlichen Stand 

der Rücklagen und Rückstellungen, 

6 Übersicht über die den Fraktionen nach § 

36a Abs. 4 der Hessischen Gemeindeord-

nung zur Verfügung gestellten Haushaltsmit-

tel, 

7 Ergebnishaushalt, 

8 Finanzhaushalt (§ 3 Abs. 1), 

9 Finanzhaushalt (§ 3 Abs. 2), 

10 Teilergebnishaushalt, 

11 Teilfinanzhaushalt, 

12 Produktbereichsplan, 

13 Kommunaler Verwaltungskontenrahmen 

(KVKR), 

14 Stellenplan, 

15 Ergebnisrechnung, 

16 Finanzrechnung (§ 47 Abs. 2), 

17 Finanzrechnung (§ 47 Abs. 3), 

18 Teilergebnisrechnung, 

19 Teilfinanzrechnung, 

20 Vermögensrechnung (Bilanz), 

21 Übersicht über den Stand des Anlagevermö-

gens (Anlagenspiegel), 

22 Finanzstatusbericht, 

 

sind für die Gemeinden verbindlich. Die Bestand-
teile und Anlagen zum Haushaltsplan nach § 1 

3 Übersicht über die aus Verpflichtungser-

mächtigungen voraussichtlich fällig werden-

den Auszahlungen, 

4 Übersicht über den voraussichtlichen Stand 

der Verbindlichkeiten, 

5 Übersicht über den voraussichtlichen Stand 

der Rücklagen und Rückstellungen, 

6 Übersicht über die den Fraktionen nach § 

36a Abs. 4 der Hessischen Gemeindeord-

nung zur Verfügung gestellten Haushaltsmit-

tel, 

7 Ergebnishaushalt, 

8 Finanzhaushalt (§ 3 Abs. 1), 

9 Finanzhaushalt (§ 3 Abs. 2), 

10 Teilergebnishaushalt, 

11 Teilfinanzhaushalt, 

12 Produktbereichsplan, 

13 Kommunaler Verwaltungskontenrahmen 

(KVKR), 

14 Stellenplan, 

15 Ergebnisrechnung, 

16 Finanzrechnung (§ 47 Abs. 2), 

17 Finanzrechnung (§ 47 Abs. 3), 

18 Teilergebnisrechnung, 

19 Teilfinanzrechnung, 

20 Vermögensrechnung (Bilanz), 

21 Übersicht über den Stand des Anlagevermö-

gens (Anlagenspiegel), 

22 Finanzstatusbericht, 

 

sind für die Gemeinden verbindlich. Die Bestand-
teile und Anlagen zum Haushaltsplan nach § 1 
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Abs. 1 und 4 Nr. 2, 4 und 5 sind den kommunalen 
Aufsichtsbehörden in elektronischer Form zur Ver-
fügung zu stellen. 3Das für kommunale Angelegen-
heiten zuständige Ministerium kann Ausführungs-
bestimmungen erlassen und Ausnahmen zulassen. 
 

  

Abs. 1 und 5 Nr. 2, 3, 4, 5 und 11 sind den kom-
munalen Aufsichtsbehörden in elektronischer Form 
zur Verfügung zu stellen. 3Das für kommunale An-
gelegenheiten zuständige Ministerium kann Aus-
führungsbestimmungen erlassen und Ausnahmen 
zulassen. 
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